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BibHothek 
Frau Präsidentin ! V.()~',i.., AD-ADENAUER-STI FTUNC 
Meine sehr verehrten Damen und Herren ! lßl( / :rl( /IIS I SFK/ PAE 1 ACD 
Liebe Abgeordnete! 

lnventar-Nr._b t!;~f-C ~6rf 
Die Erneuerung unserer Gesellschaft stand unter dem Ruf .,W ir 
sind das Volk!" Das Volk 1st sich se1ner selbst bewußt geworden. 
Zum ersten Mal seit vielen Jahrzehnten haben s1ch die Menschen 
in der DDR als Volk konstituiert. Die Wahlen, aus denen dieses Par­
lament hervorgegangen ist, waren Wahlen des Volkes. Zum ersten 
Mal trägt die Volkskammer ihren Namen zu Recht. · 
Und aus dem Ruf .,Wir sind das Volk!" erwuchs der Ruf .,Wi r sind 
ein Volk!". Das Vol,k in der DDR konstituierte sich als Teil eines 
Volkes, als Teil des einen deutschen Volkes, das wieder zusam­
menwachsen soll. Unsere Wähler haben diesem ihrem politischen 
Willen in den Wahlen vom 18 März deutlich Ausdruck verliehen. 
D1eser Wille verpflichtet uns. Ihn so gut wie nur möglich zu erfüllen 
ist unsere gemeinsame Verantwortung. . 
Der Neuanfang unserer Gesellschaft ist ein zutiefst demokratischer 
Neuanfang. Wir haben einen demokratischen Auftrag. Den haben 
uns die Bürger der DDR gegeben, und niemand sonst. Wir haben 
das erste freigewählte Parlament und die erste freigewählte Regie­
rung seit zwei Generationen. Und es ist eine breite Mehrheit des 
Parlaments und der Wähler, auf die sich die Koalition stützt. 
Alle politischen Kräfte'in Europa nehmen heute teil an dem Prozeß 
der Einigung Deutschlands. Wir vertreten in ihm die Interessen der 
Bürger der DDR. Das Ja zur Einheit ist gesprochen. Über den Weg 
dahin werden wir ein entscheidendes Wort mitzureden haben. 
Der Neuanfang unserer Gesellschaft soll auch ein ehrl icher Neu­
anfang sein : ln dem großen historischen Prozeß unserer Befreiung· 
haben wir einem Politiker die wirksame Bündelung vieler positiver 
Impulse besonders zu verdanken: Michail Gorbatschow. Wir ahnen 
die schwere Last, die er in der Sowjetunion zu tragen hat. W ir bit­
ten die Bürger der Sowjetunion, die Politik der DDR und ihr Streben 
nach der Einheit Deutschlands nicht als bedroh lich anzusehen. W ir 
sind uns unserer historischen Schuld gegenüber der Sowjet union 
bewußt, und wir möchten als freier Staat mit einer Sowjetunion, in 
der das neue Denken gesiegt hat, freundschaftl ich zusammen­
arbeiten. Glasnost und Perestroika haben 'der Welt neue, lange Zeit 
nicht für möglich gehaltene historische Horizonte erschlossen. Sie 
förderten auch in der DDR eine Bürgerbewegung, die alle ges$3 11-
schaftlichen Sektoren erfaßte. 
Eine entscheidende Kraft dieses Prozesses waren die neuen demo­
kratischen Gruppen, in denen sich Menschen zusammenfanden, 
die die Fesseln der Vergangenheit sprengten. Die T räger der fried-
lichen Revolution im Herbst 1989 verdienen einen herausragen- 3 



den Platz in der deutschen Geschichte. Das sollte in diesem Hause 
stets gegenwartig und lebendig ble1ben. 
Wenn ich an dieser Stelle den Dank für unsere Freiheit ausspreche. 
denke aucl't ich an die Freiheitsbewegungen m unseren bstlichen. 
Nachbarstaaten. Die Solidarnase-Bewegung m Polen hatte nach­
haltige Wirkunge~ auf ganz Osteuropa. Weder Kriegsrecht noch 
Hetzpropaganda haben der Demokratie den Riegel vorschieben 
können. Namen wie Lech Walesa oder der des großen Bürger­
rechtlers und heutigen Staatspräsidenten der Tschechoslowakei, 
Vaclav Havel, werden für immer m den Geschichtsbüchern der 
Welt stehen und die Herzen freiheitsliebender Menschen be­
wegen. 
Wir denken an das ungarische Volk und seine Bürger, die den Eiser­
nen Vorhang herunterrissen und dam1t auch em Stück Berliner 
Mauer zum Fallen brachten. Noch in den nachsten Monaten wird 
dieses menschenunwürdige Schandmal abgerissen. 
Ich möchte im Namen der Regierung der DDR den Bürgern der 
Bundesrepublik ·Deutschland danken. Sie haben zu uns gehalten, 
sie haben uns Mut gemacht und geholfen, wo immer dies möglich 
war. Und vergessen wir nicht: Jahrzehntelang waren, wenn auch 
mitunter nicht ohne Eigennutz, die westl ichen Medien für viele 
DDR-Bürger die wichtigste lnformationsquelle. Oft waren sie das 
einz1ge Sprachrohr für Unterdrückte und politisch Andersdenkende 
m diesem Land. 
Das unemgeschrankte Bekenntnis verantwortlicher Politiker der 
Bundesrepublik- ich nenne nur Richard von Weizsäcker, Helmut 
Kohl, Willy Brandt und Hans-Dietrich Genscher-zur Selbstbestim­
mung und Einheit des deutschen Volkes versetzt uns auch in die 
Lage, jetzt die Einheit verwirklichen zu konnen. 
An dieser Stelle möchte 1ch noch einmal Hans Modrow für sein 
Engagement danken. Durch seine behutsame Politik ist uns sicher 
vieles erspart geblieben. ln den schwierigen Zeiten des letzten 
halben Jahres blieb er als Demokrat überparteilich und stabilisierte 
in Zusammenarbeit mit dem Runden Tisch dieses Land. 

Verehrte Abgeordnete I 
Ein Dank darf heute nicht fehlen. Das ist der Dank an die Kirchen. 
Ihr Verdienst ist es, Schutzraum für Andersdenkende und Anwalt 
fOr Rechtlos~ gewesen zu sein. Ihre Besonnenheit und ihr Fest­
halten an der Gewaltlosigkeit haben unserer RevolutiOn die Fried­
fertigkelt bewahrt. Es hätte ja alles auch ganz anders kommen 
können. Wir haben Grund zu tiefer Dankbarkeit, daß uns die Erfah­
rungen erspart geblieben sind, wie sie etwa das rumänische Volk 
machen mußte. · 

4 Aber unsere Geschichte, das sind nicht nur die letzten fünf Jahre. 

Als fre1e Regierung und freies Parlament verneigen w1r uns vor den 
Opfern des Fasch1smus. Wir denken an die Opfer der Konzentra­
tionslager und des Krieges. W1r denken aber auch an die Opfer des 
Staltnismus, an die Opfer des 17. Jun1 1953 und an die Opfer der 
Mauer. Krieg und Nachkrieg, die Verflochtenheit unendlich vieler 
Menschen in Schuld und Sühne und wieder neue hiStorische · 
Schuld haben das Gesicht unseres Volkes gekennzeichnet. 
Wir möchten lernen von denen, d ie in diesen dunklen Zeiten poli­
tischen Widerstand gewagt und geleistet haben. Diese Menschen 
sind der Stolz, und ihre Leistung ist der moralische Schatz unseres 
Volkes. 
Die Menschen des Widerstandes erinnern uns an unsere Verant­
wortung für unsere Geschichte. Es ist nicht die PDS allein, die 
unsere DDR-Vergangenheit zu verantworten hat Auch meine 
Partei muß s1e verantworten. Wir alle müssen sie verantworten. Es 
waren immer nur ganz wenige, die etwa bei Wahlen wagten, 
Gegenstimmen abzugeben oder der Wahl fernzubleiben. Jeder 
frage sich selbst, ob er immer alles richtig gemacht und welche 
Lehren er zu z1ehen hat. Es sind nicht immer die Mut1gen von 
einst, d ie heuteamlautesten die Bestrafung anderer fordern. . 
W ir alle wissen, daß unser Neuanfang schw1erig ist. Ihn le ichtzu­
nehmen wäre leichtfertig. Unsere Gesellschaft wurde gezyvungen, 
40 Jahre lang von der Substanz zu leben, mcht nur materiell. W 1r 
haben Schäden auf vielen Gebieten und einen großen Nachhole­
bedarf. Und oft sind die Schäden derart, daß der Weg zu ihrer 
Heilung erst noch ausgearbeitet werden muß. 
ln dieser Situation sind fortwirkendes IVIißtrauen, Verdrossenheit 
und Ermattung v1eler Mitbürger nur zu v.erständhch. Aber unver­
antwortlich ist es, jetzt Angst vor den Maßnahmen zu verbreiten, 
die zur Behebung der Schäden notwendig sind. Wir haben es nicht 
m1t Problemen zu tun, d1e erst jetzt entstehen, sondern mit alten, 
verdeckten Wunden der. Gesellschaft, die jetzt offengelegt werden 
müssen, damit sie heilen können. 
Dazu gehören auch Struktur und Wirkungsweise der ehemal i­
gen Staatssicherheit. Dazu gehört, daß sich betroffene Menschen 
aussprechen dürfen. Es hilft nicht die Veröffentlichung der Ver­
stnckung emzelner, bei denen man kaum sagen kann, wieweit sie 
Opfer oder Täter waren. 
Wir haben in diesen Wochen zu spüren bekommen, wie sich 
unsere JUnge Demokratie von neuem in dem Spinnennetz der ehe­
maligen Staatssicherheit verfing Wir werden eine Regierungs­
kommission emsetzen, die die Aufklärung und Auflqsung der 
gesamten Organisation des Ministeriums für Staatssicherheit bzw. 
des Amtes für Nationale Sicherheit betreibt. Diese Kommission 
wird dafür sorgen, daß die verdienstvolle Arbeit der Bürgerkomi- 5 



tees emen rechtsstaatlich geordneten Abschluß findet. Die Bewal­
t igung der Stasi-Vergangenheit verlangt die unbedingte Beach­
tung der Rechtsstaatlichkeit. Um den Bürger in Zukunft vor 
Besprtzelungen zu schützen, werden wir ein umfassendes Daten­
schutzgesetz vorlegen. ln Deutschland darf .es nie wieder eine 
zentrale Stelle geben, die unkontrolliert lnformatronen über das 
Privatleben und das Denken der Bürger sammelt. 

Verehrte Anwesende i 
W ir sind dabei, uns die Demokratie zu erarbeiten. Niemand möge 
Innehalten und Überlegen mit Entschlußlosigkeit verwechseln. ln 
dieser Srtuation nach drei Wochen eine große Koalition zu haben 
ist eine Leistung, für die ich allen beteiligten Fraktionen danke. Und 
ich versichere allen, w ir werden uns auch in Zukunft Zeit zum ver­
antwortlichen Nachdenken nehmen. Das wird uns helfen, den not­
wendigen Grundkonsens der Nation nicht durch sachlich unbe-

, gründete Zwietracht der Parteien zu zerstören. 
Wir müssen alles tun, diesen Geist zu bewahren und uns unserer 
Freiheit würdig zu erweisen. 
Damit nehmen wir das demokratische Erbe Deutschlands auf. 
58 Jahre unterschiedlicher Diktaturen dürfen uns den Blick darauf 
nicht verstellen. Im Bauernkrieg, in den Befreiungskriegen, in der 
Revolutron von 1848/ 49, in der Novemberrevolution von 1918, in 
den Ereignissen vom 20. Juli 1 944 und im Volksaufstand des 
17 Junr 1953- immer gab es den brennenden W illen zur Demo­
kratie, und immer wurde er in Blut oder in Resignation erstickt. 
Heute dagegen stehen w ir in der geschichtlichen Situation, daß 
unser demokrat isches Aufbegehren ausgelöst wurde und aufge­
nommen wird von einer den Kontinent durchziehenden Be­
wegung zu Demokratie, Frieden und internationalem Ausgleich. 
Machen w ir uns bewußt, welcher Fortschritt. bei uns bereits er­
reicht wurde vom November 1 989 bis zum April 1990, und tun w ir 
das Unsrige, daß diese Bewegung nrcht an den Grenzen Europas 
haltmacht, sondern daß in letzter Stunde eine überlebensfähige 
W eit entsteht I 
Nach Jahrzehnten der Unfreiheit und der Diktatur wollen wir Frei­
heit und Demokratie unter der .Herrschaft des Rechts gestalten. 
Dazubrauchen wir einen prinzipielten Ansatz. 
Nrcht die Staatssicherheit war die eigentliche Krankheit der DDR, 
sie war nur eine ihrer Auswüchse. Die eigentliche Erbkrankheit der 
sozialistischen Gesellschaft war der diktatorische Zentralismus, 
der aus stalinrstischer Verblendung an die Stelle der Demokratie, 
an die Stelle der Selbstbestimmung der Menschen gesetzt worden 
war. Dieser Zentralismus war es, der eine alles gesellschaftliche 

6 Leben vergrftende Atmosphäre des Drucks erzeugte. Zwang und 

Druck _vern ichteten Initiativen, Verantwortungsbereitschaft, 
eigene Uberzeugung und machten es zu einer menschlichen Lei­
stung, dem eigenen Gewissen zu folgen. 
Deshalb genügt es heute nicht ein Problem aufzugreifen, sondern 
wir müssen v iel tiefer ansetzen. Wir müssen uns unsere seelischen 
Schäden bewußtmachen, die sich in Haß, Unduldsamkeit, in 
neuem, nun antisozialistischem Opportunismus, in Mudigkeit und 
Verzweiflung äußern. W ir müssen uns gegenseitig helfen, freie 
Menschen zu werden. 
Die Qualität unseres Weges w ird an der Bewahrung von Grund­
werten der Gesellschaft zu messen sein. 
Es geht um vier Dinge: 

·- die Freiheit des Andersdenkenden, 
- Gerechtigkeit für alle, 
- Frieden als Gestaltungsaufgabe nach innen und außen, 
- Verantwortung für das Leben in allen seinen Gestalten. 
Diese Werte zergen die Richtung, die ich- und ich denke, w ir alle­
einschlagen wollen. 
Dabei geben w ir uns nicht der Illusion hin, daß diese neue Ordnung 
der Freiheit, der Demokratie und des Rechts eine mühelos zu be­
wältigende Aufgabe wäre. Wir geben uns nicht der Illusion hin, daß 
diese neue Ordnung und der Übergang zu ihr keine pol itisch­
ethischen Qualitäten mehr benötigten. Im G egenteil l 
Dort, wo wir uns an Bevormundung und Passivität gewöhnt hatten, 
werden wir gesellschaftlich erwachsen werden müssen. Selbst­
bestimmt und aktiv. Das gilt für jeden Bürger, das gilt auch für das 
Parlament und die Regieru-ng und für das gesamte gesellschaft­
liche Leben. 
Und wir geben uns nicht der Illusion hin, daß Moral und Recht 

. identisch wären, daß wir mit Hilfe des Rechts Moral erzwingen 
könnten. 
Hier halte ich es mit Hölderlins Hyperion: 

"Du räumstdem Staate denn doch zuviel Gewalt ein. 
Er darf nicht fordern, was er nicht erzwingen kann. 
Was aber die Liebe gibt und der Geist, das läßt sich nicht 
erzwingen. 
Das lass' er u1_1angetastet, oder man nehme sein Gesetz und 
schlag' es an den Pranger! 
Berm Himmel ! der weiß nicht, was er sündigt, der den Staat 
zur Sittenschule machen will. 
Immerhin· hat das den Staat zur Hölle gemacht, daß ihn der 
Mensch zu seinem Himmel machen wollte." 

Wahrtreh ein aktuelles Wort über unsere jüngste Vergangenheit ! ln 
diesem Smne ist unser Umbruch Teil eines revolutionären Erneue- 7 
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rungsprozesses in Osteuropa, der zugleich ein gesamteuropa1scher 
und ein Weltprozeß ist. 
Manche mögen meinen, daß er letztlich konterrevolutionär sei 
Nach dieser 70jährigen Entwicklung des realen Sozial ismus i.st 
aber das "Konter", das "Gegen", eine Naturnotwendigkeit. Wer 
Sozialismus faktisch m1t brutaler Parte1d1ktatur, Entmündigung der 
Gesellschaft, Staatsergenturn an den Produktionsmitteln und mit 
zentralistischem Plandirigismus gleichsetzte, wer glaubte, m1t 
solchen M1tteln eme gerechtere Gesellschaft schaffen ~u kbnnen, 
der hat s1ch so gründlich geirrt, daß hier nur ein entschiedenes 
"Kontra" möglich ist. . 
Wer aber glaubt, datnit müßten wir uns auch von dem Ideal der 
soz1alen Gerechtigkeit, der internationalen Solidarität, der Hilfe tur 
die Menschen in der eigenen Gesellschaft und in der ganzen Welt 
verabschieden, der 1rrt sich genauso. 
Wir betrachten die von uns angestrebte Form der Marktwirtschaft 
ohnehin nicht als Selbstzweck, sondern wir sehen in ihr eine natür­
liche, international bewährte, effektive Wirtschaftsform, d1e zu­
gleich d1e Chance b1etet, unseren moralischen Verpflichtungen in 
der eigenen Gesellschaft und in der Welt endlich in dem notwendi­
gen Maße nachkommen zu können. 
W ir wollen arbeiten, leben und wohnen in einer ökologisch ver­
pflichteten soz1alen Marktwirtschaft. Wir werden sie in Zusam­
menarbeit mit der Bundesrepublik und der .EG jetzt Schritt für 
Schntt entwickeln. ln den nächsten acht bis zehn Wochen wollen 
w1r die Grundlagen für d1e Wirtschafts-, Währungs- und Sozial­
union legen, dam1t diese vor der Sommerpause in Kraft treten 
kann. Dabe1 ist 1 : 1 der grundlegende Kurs. Dazu gehört die S1che, 
rung der Eigentumsrechte aus der Bodenreform und aus Eigen­
tumsübertragungen, die nach Treu und Glauben rechtens waren 
und daher auch rechtens bleiben müssen, 
Dazu gehört, daß vor der Währungsumstellung d1e Aufwendungen 
für die bisherigen Subventionen differenziert den Lohnen und 
Renten zugeschlagen w erden. Erst dann können die Preise und 
Mieten m1t der Entwicklung der Einkor:nmen schnttweise frei­
gegeben werden. 
Eine unserer wichtigsten Verpflichtungen gegenüber dem eigenen 
Volk und gegenuber der Menschheit ist die Gewährleistung einer 
lebenswerten und lebensfähigen Umwelt. Wir können unser Defizit 
al:lf diesem Gebiet n1cht von heute auf morgen beseitigen. Aber m1t 
Hilfe der Bundesrepublik werden wir ein durchdachtes und finan­
zierbares Umweltschutzprogramm in Gang setzen, das die vor­
handenen Arbeitsplätze schont und neue Arbeitspl ätze schafft. 
D1e dntte Dimension dieser Lebensqual ität neben der sozial­
ökonomischen und der ökologischen ist das geistige Leben. 811-
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dung, Kultur und Med1en sollen Ausdruck unserer Freiheitsem Ihre 
V1elgestalt1gkeit, ihre Pluralitat werden em Stück unseres gesell­
schaftl ichen Reichtums sein Aufgabe der Regierung wie des Par­
laments ist es, über diesen Reichtum zu wachen und neuerlichen 
Deformierungen entgegenzuwirken. 
Der W ählerauftrag, dem d1e Regierung verpflichtet ist, fordert d1e 
Herstellung der Einheit Deutschlands in einem ungeteilten, fried­
lichen Europa. D1ese Forderung enthält Bedingungen hinSIChtlich 
Tempo und Qualität. . 
Die Emheit muß so schnell wie mögl1ch kommen, aber ihre 
Rahmenbedingungen müssen so gut, so vernünftig, so zukunfts-
fahig setn w ie nötig. 
D1e D1skuss10n um die Währungsumstellung 1 : 1 oder 1 .2 haben 
uns m1t aller Deutlichkeit vpr Augen geführt, daß h1er etn Zusam­
menhang besteht und daß wir Bedmgungen vereinbaren ml.issen, 
die s1chern, daß die DDR-Bürger nicht das Gefuhl bekonimeri, 
zwei tklassige 8 undesbürger zu werden. 
Seide Anliegen, Tempo und. Qualitat, lassen sich am besten 
gewahrle1sten, wenn wir die Einheit Liber einen vertraglich zu vef­
einbarenden Weg gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes verwirk-
lichen. 
Seit dem Sommer des vorigen :Jahres haben wir viele schöne 
Zeichen der Freundschaft, der Hilfsbereitschaft und der Offenheit 
der Bundesbürger erlebt. Aber wir sehen mit Sorge auch Tenden­
zen schwindender Bereitschaft, abzugeben und solidarisch zu 
sein. , 
Daher eine herzliche Bitte an die Bürger der Bundesrepublik. 
Bedenken Sie, wir haben 40 Jahre die schwerere Last der deut­
schen Geschichte tragen müssen. Die DDR erhie-lt bekanntlich 
keme Marshall-Plan-Unterstützung, sondern sie mußte Repara­
tionsleistungen erbringen. Wir erwarten von Ihnen keine Opfer. Wir 
erwarten Gemeinsamkeit und Solidarität. Die Teilung kann tat­
sächlich nur durch Teilen aufgehoben werden. 
W ir werden hart und gut arbeiten, aber wir brauchen auch weiter­
hin Ihre Sympathie und Solidarität, so wie wir sie im letzten Herbst 
spürten. 
W ir werden gefragt: Haben wir gar nichts einzubringen .in die 
deutsche Einheit 7 Und wir antworten: Doch, wir haben! · 

Wir bringen ein unser Land und unsere Menschen, wir bringen 
geschaffene Werte und unseren Fleiß ein, unsere Ausbildung 
und unsere lmprovisationsgabe. Not macht erfinderisch. 

Wir bnngen die Erfahrungen der letzten Jahrzehnte ein, die wir 
mit den Ländern Osteuropas gemeinsam haben. 
Wir bringen ein unsere Sensibilität für soziale Gerechtigkeit, 9 
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für Solidaritat und Toleranz ln der DDR gab es eme Erziehung 
gegen Rasstsmus und Ausländerfeindlichkeit, auch wenn s1e 
m der Prax1s wenig geübt werden konnte. Wir dürfen l:md wol­
len Auslanderfeindlichkelt keinen Raum geben. 

Wir bnngen _unsere bitteren und stolzen Erfahrungen an der 
Schwelle zw1schen Anpassung und Widerstand ein. Wir brin­
gen unsere Identität em und unsere Würde 

Unsere ldentitat, das ist unsere Geschichte und Kultur, unser 
Versagen und unsere Le·istung, unsere Ideale und unsere 

· Letden. 

Unsere Würde, das ist unsere Fr.eiheit und unser Menschen­
recht auf Selbstbestimmung. 

~ber es ge~t nicht nur um die letzten 40 Jahre. ln Deutschland ist 
v1el Geschichte aufzuarbeiten, vor" allem die, die wir mehr den 
anderen zugeschoben und daher zu wenig auf uns selber bezogen 
haben. Aber wer den positiven Besitzstand der deutschen Ge- · 
sch1chte für s ich reklamiert, der muß auch zu ihren Schulden 
stehen, unabhangig davon, wann er geboren und selbst aktiv han­
delnd in diese Geschichte eingetreten ist. 
Deutschland ist unser Erbe an geschichtlicher Leistung und ge­
schichtlicher Schuld. Wenn wir uns zu Deutschland bekennen 
bekennen wir uns zu diesem poppelten Erbe. ' 
D~ch wir blei~en bei Deutschland nicht stehen. Es geht um Europa. 
W.tr kennen _d 1e aktuelle Schwäche der DDR. Aber wir wissen auch : 
S1e tst em m seinen wirtschaftlichen Möglichkeiten nicht armes 
Land. 
~1e el~entli_chen Probleme in unserer Welt - wir wis.sen es alle _ 
s~nd n1~ht dte deutsch-deutschen oder die Ost-West Probleme. Die 
eigentlichen Probleme bestehen in der strukturellen Ungerechtig­
keit zwischen Nord und Süd. 
Wenn daraus nicht eine tödliche Bedrohung für das Leben der 
Menschen erwachsen soll, haben auch wir uns an der Über­
windung dies~r Unge~echtigkeit zu beteiligen. Die Errichtung einer 
gerechteren Internattonalen Wirtschaftsordnung 1st nicht nur 
?ache der _Großmächte oder der UNO, sondern ist die Aufgabe 
jedes Mttglleds der Völkergemeinschaft. . 
A.uch d~s friedliche Zusammenleben von Deutschen und Aus­
landen~ m_ unserem Land kann ein Beitrag zu einer neuen Qualität . 
des M1tema~_ders v_~rs~hieden~r Völker sein. Die Klärung der 
Rechtslage fur ausland1sche Mitbürger ~nd die Einsetzung von 
Auslanderbeauftragten auf verschiedenen Ebenen wird dafür 
ebenso nötig se in wie die Förderung solcher Initiativen die kultu-
relle Vielfalt als Reichtum erfahren lassen. ' 

... 

Die Befreiung Nelson Mandelas und die Aufhebung der Apartheid 
in Sudafrika das Schicksal der trop1schen Regenwalder und d1e 
Hilfe für die Dritte Welt bewegen uns wie unsere eigenen Problem~ 
-ja, nicht nur "wie .. . " - : Es sind unsere eigenen __ Proble~e. W tf 
wissen, unsere Fähigkeit, die eigE;Jnen Probleme zu losen, hangt da­
von ab, wie wir bereit sind, auch die Probleme der anderen zu sehen. 

Frau Präsidentin, 
verehrte Abgeordnete! . . . 
D1e gebildete Koalitionsregieru~g steht vor große_n, schwtenge~ 
und sehr konkreten Aufgaben, d1e klare und strategische Entschei-
dungen notwendig machen. . . . 
Die wirtschaftspolitische Zielsetzung der Koallttonsreg1eru_ng 
besteht darin, die bisherige staatlich gelenkte Komma~dowu:t­
schaft auf eine ökologisch orientierte soztale Marktwirtschaft 
umzustellen. . 
Die Umstellung von staatlichem Plandirigism_us auf.soztale Mar~t­
w1rtschaft muß mit hohem Tempo, aber auch 1n geordneten Schnt­
ten erfolgen. ln den nächsten Monaten wird beides noch neben­
einander existieren müssen, wobei wir na~h dem Mo~to ~-u _a:?elten 
haben· Soviel Markt wie möglich und sov1el Staat wte nottg . 
Eine h~·;au sragende Bedeutung messen wir in diesem Zus~mr:nen­
hang dem Wettbewerb aller Unternehmen bei. Er ist das w 1cht1gste 
Regulativ der Marktwirtschaft. .. . . .. 
D1e Koalitionsregierung wird Gesetze zur Forderung der ~tat?.tlltat 
und des Wachstums der Wirtschaft, ein Kartellgesetz, ~1e Ube~­
arbeitung des Bankgesetzes durchführe~ und vor allen Dmg~n em 
Gesetz über die Entflechtung von Kombinaten und Großbetneben 
zur Schaffung branchentypischer, leistungsfähiger Unternehmens­
emheiten einbringen 
ln diesem Zusammenhang sind Aufgaben und Struktur der Tr~u-
hand-Anstalt so zu gestalten, daß damit ein ~nstrument zur B~~etn­
flussung der Entflechtung volkseigener Betrieb_e und zu r Uber­
führung 1n geeignete Rechtsformen geschaffen wtrd. 
Der Abbau des Planungssystems in seiner bisheri~en F~rm sollte 
mtt dem Stichtag Währungsunion weitgehend erretch~ se1n .. 
Ausgehend vom Angebot der Regierung der BRD_ an d_te R.eg1erung 
der DDR, eine Währungs-, Wirt~~hafts- ~nd Sozt~lun10~ zu ·schaf­
fen, ist es die Aufgabe der Koallttonsregter~ng, _d1e dafu~ notwen­
digen rechtlichen Voraussetzun~en zu gewahrle~sten . Bet den Ver­
handlungen mit der Bundesregterung gehen w1r von. de~ fes~en 
Grundsatz aus, daß Währungs-, Wirtschafts- und_Sozl~l.un ~on etne 
untrennbare Einheit bilden müssen und nur gle1chze1ttg tn Kraft 
treten können. Dies schließt Anschubfinanzierungen, tnsbesondere 
im Sozialbereich, ein. . 11 



W1r bestat1gten d1e bere1ts mehrfach getroffene Aussage, daß d1e 
Emfuhrung der D-Mark auf dem Gebiet der DDR 

- be1 Lohnen und Gehaltern im Ergebnis im Verhaltn1s 1 ··1 
erfolgen sollte, 

- bei Renten ebenfall~ im VerhältniS 1: 1, wobei ihre schritt­
weise Anhebung auf das Nettorentenniveau von 70% nach 
45 VersicherungsJahren erfolgen sollte, und 

- bei Sparguthaben und Versicherungen mit Spa;w1rkung 
auch 1m Verhältnis 1 : 1, wobei Wege eines differenzierten 
Umtausches gegangen werden sollten. 

Differenzierter sind die Inlandsschulden der VEB, Genossenschaf­
ten und der privaten Betnebe zu beachten. 
H1er 1st bei der Währungsumstellung prinzipiell der Produktivltäts­
unterschi.ed z.w1schen der BRD und der DDR zugrunde zu legen 
Dabe1 ne1gt d1e Reg1erung besonders bei dem pnvaten und genos­
senschaftlichen Sektor zur weitgehenden Streichung der Inlands­
schulden, um dessen Wettbewerbsfähigkeit zu starken, und be1 
?en VE~. zu~ Umbewertung der Inlandsverschuldung mmdestens 
1m Verhaltn1s 2 :1 zu kommen sowie Anpassungshilfen für wett­
bewerbsfahig organ1s1erbare Betriebe, z. B. durch Entschuldung 1m 
Rahmen der ln der EG ublichen Sanlerungsregeln, ZU geben. 
So w1e für Griechenland, Portugal oder Spanien mehrjähnge Uber­
·gangsregelungen ~um Schutz ihrer e1genen W1rtschaft galten, 
werden Wir vergleichbare Schutzmechanismen mit der Bundes­
reglerun.g vereinbaren müssen. 
Be1 der Ubernahme des Wirtschafts- und Sozialrechtssystems der 
BRD ist darauf zu achten, daß m Übergangszelten d1e notwendigen · 
Sonderregelungen getroffen werden Wir denken h1erbe1 an das 
Saarland:..Model l. Gleichzeitig sollten diskrimmierende Wirt­
schafts-.und Handelsbeschränkungen abgebaut werden. 
Die Koalitionsregierung wird insbesondere anstreben, die Kreativi­
tät und Motivation der Menschen in der DDR in den raschen Uber­
g~ng zur ~oz ialen Marktwirtschaft einzubringen. Besonders durch 
emen bre1ten Zustrom von privatem Kapital wird eme durch­
greifende Besserung der wirtschaftlichen Lage in der DDR er­
wartet. 
Die am Ende der 9. Wahlperiode der Volkskam~er der DDR von 
der Reg1erung Modrow noch vorgelegten Gesetze ·zur Gewerbe­
freiheit, zur Gründung von privaten Unternehmen emschlleßllch 
Reprivatisierung, zum Bankgesetz und zur Erganzung des Steuer­
rechts haben für v1ele DDR-Bürger einen Impuls gesetzt s1ch 
selbstandig zu machen. · ' 

12 Bis zum heut1gen Zeitpunkt gibt es allerdings auf dem Gebiet der 

Repnvat1s1erung der 1972 verstaatlichten Unternehmen n~r 
Emzelbe1sp1ele, be1 denen d1e Ubergabe abgeschlossen 1st. D1e m 
breitem Maße vorhandenen Wünsche zur Ernchtung pnvater 
Gewerbe scheit ern allzuoft am chromschen Mangel von Gewerbe-

~asu ~t das Ziel der Koalitionsregierung, hier sofort 'eine deutliche 
Anderung eint reten zu lassen. Deshalb werden umgehend gesetz-
liche Regelungen · 

- zum Niederlassungsrecht, 

- zur Schaffung von Gewerberaum,' 

_ von Berufs-, Vertrags- und Gewerbefreiheit sowie 

- für ein Gesetz gegen unlauteren Wettbewerb 

erarbeitet werden. 

Radikale Änderungen zur Durchsetzung u.~s~res marktwi.rtsch~ft­
l lchen Konzepts sind allerdings n1cht mogl1ch, wen~ ~1cht e~ne 

, umfassende Veränderung der Preisgestaltung verwirklicht Wir?. 
Pre1se smd die Steuerungssignale des Ma~kt~s. Ohne 1hre fre1e 
Gestaltung kann Marktwirtschaft n1cht funkt1on1eren. . 
Im Zusammenhang dam1t 1st die Steuergesetzg~~ung .?ah 1~- · 
gehend zu verandern, daß m1t gunstigen St artsteuersatzen fu~. klei­
nere und m1ttlere Unternehmen, m1t gunstigen Start~teuersatz~.n 
für Investoren aus dem ln-und Ausland Rahmenbedingungen fur 
die schnelle Unternehmensgrundung geschaffen werden. 
Dam1t ist schnttweise der Wegfall des Abgabe~ysten:ts ~er pro­
duktgebundenen Abgab~n und Subventio.nen emschhe!?>hch des 
Beitrags für gesellschaftliche Fonds zu verb1nden. . . 
Unser Ziel ist es, noch 1990 ca. 500000 ~rbeitsplätze Irr:' Mittel­
standshereich zu schaffen. Wir wollen dam1t au~ dem Arb~ 1tsmarkt 
einen Ausgleich schaffen für Arbeitsplätze, d1e aus zwmg.enden 
Gründen der Wirtschaftl ichkeit oder de~ .um":"elts~hutzes n~cht zu 
halten sirid. Eine gute M itt elst an_dspohtlk w1rd em Schwerpunkt 
zukunft 1ger Wirtschaftspolit ik sein! . 

Ich mochte an dieser Stelle einige g~undsät~l.i~he Bemerkungen zu 
unserer künftigen Haushalts- und Fmanzpoht1k machen. .. 
Die Aufgabe der Regierung bei der Aufstellung und Ausfuh~ung 
des Staatshaushaltes für 1 990 ist getragen von der not.wend1gen 
Stabilisierung der Staatsfinanzen. und den Erfordern~ss~n des 
gesamtwirtschaft l ichen Gleichgewichts. .. . 
Eine konkretere Aussage ist erst dann .mogl1ch, wenn der neu.en 
Reg1eru ng eine vollständige Ausgang:>bllan~ der Fmanz-. und W~rt­
schaftslage vorliegt. Wi r werden bemuht sem, so bald w1e moghch 13 
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hierüber öffentlich Auskunft zu geben und die notwendigen Konse-
que~zen zu z1ehen. Heute kann ich nur soviel sagen : . 
Der Jetzt vorl iegende Voranschlag zum Haushalt 1990 ist auf d i~ 
Be~mgungen der sozialen Marktwirtschaft auszurichten. Eine hohe 
Eff1z1enz m_ der Wirtschaft für stabile Staatseinnahmen sowie die 
w1rtsc~aftl1che und sparsame Verwaltung der Ausgaben sind 
unabdmgbare Voraussetzungen zum weitestgehenden Ausgleich 
des Haushaltes 1 ~90. _Trotz sparsamer Haushaltsführung, die wir 
uns vorn~hmen, w1rd eme begrenzte Kreditaufnahme nicht zu um­
gehen sem. 
Alle Min1ster und Vorsitzenden der Räte der Bezirke sind in die Ver­
antwortung genommen, die dem Staat aus Steuern und anderen 
Abgaben zustehe~den Einnahmen rechtzeitig und vollstandig zu 
erheben. Das betnfft auch Aufgaben wie diEl Umstellung der Kapi­
talgesellschaften au! die Steuern, die Festsetzung und den Einzug 
der Steuern durch d1e zu schaffenden Steuerbehörden. Insgesamt 
muß das St~uersystem der Initiative und Leistungsbereitschaft 
unternehmenscher Tätigkeit Rechnung tragen. 
Für 1990 wird ?urch den Staatshaushalt der Republik gesichert, 
daß uber den F1nanzausgle1ch den Bezirken und Kommunen der 
n~ch st~enger Wl_~t~c-~aftlichkeit berechnete Finanzbedarf gedeckt 
w~rd . D1e Souveran1tat der Kommunen in der Haushaltswirtschaft 
Wird weltgehend hergestellt. 
Der Voransch lag zum Haushalt 1 990 geht davon aus, daß die 
soz1al~_n Versorgungs- und Betreuungsleistungen des Staates 
g~genub~r d~r Bevölkerung finanziell abgesichert werden. 
D1e Arb~1ten 1m b~treffenden Ressort smd in Abstimmung mit dem 
Bundesfm_anzm1n1sterium auf die Rechtsanpassung mit der Bun­
desrepublik genchtet. Vorrangig zu nennen sind die Grund~ätze 
des Haushaltsrechts, die Haushaltsordnung sowie das bundes­
deutsche Steuerrecht, insbesondere die Umsatz- und Verbrauchs­
steuer. 

Diese Auf~a_be~ sind so zu erfüllen, daß den notwendigen Anforde­
rungen be1 Emfuhru.ng der Währungsunion Rechnung getragen wird. 

Unsere Bürger haben verständlicherweise hohe Erwartungen an 
unsere Energie- und Umweltpolitik. 
ln der ~nergiepolitik folgen w ir dem Ziel einer umweltfreundlichen 
un_d rationellen Energieerzeugung und Energieverwendung. 
W1r g~hen davon aus, daß die Energieerzeugung aus Rohbraun­
kphle_ m den kommenden Jahren drastisch reduziert werden muß, 
um d1e hohe Luftbelastung durch die stark schwefelhaltige Roh­
bra_unkohle aus DDR-Aufkommen deutlich zu senken und die 
we1ter~. Zer~törun~ wertvollen Kulturgutes und der Landschaft 
durch uberd1mens1onalen K~hleabbau einzuschränken. Wir wer-

den stärker auf die Nutzung umweltfreundlicherer Energieträger 
w 1e Erdöl, Steinkohle und Erdgas zurückgreifen müssen. Ein 
Schwerpunkt der Rekonstruktion der Braunkohlekraftwerke ist d ie 
Rauchgasentschwefelung und die Erhöhung des Wirkungsgrades 
be1 der Energieerzeugung. · 
Auch diese Probleme, die sich aus der notwendigen Bereitstellung 
ausreichender Energieträger ergeben, kann die DDR nicht alleine 
losen. Wir setzen deshalb auf einen schnellen Energieverbund mit 
der Bundesrepublik, um die dort vorhandenen KapazihHsreserven 
zu nutzen. . 
Wir gehen davon aus, daß wir wohl auf absehbare Zeit nicht auf die 
Nutzung von Kernenergie verzichten können. Die Gutachten wer­
den h1er das entscheidende Wort zu sprechen haben. Wir werden 
nach der Entscheidungstindung die vorhandenen Kernkraftwerke 
durch Rekonstruktion und Modernisierung auf international gelten-
den Sicherheitsstandard bringen. . 
Mit steigender Wirtschaftskraft werder1 die Möglichkeiten zur 
Finanzierung der nicht billigen Umweltschutzmaßnahmen wach­
sen. Dazu zählt auch Erforschung und wirtschaftliche Nutzung 

· alt ernativer Energieträger. 
Wir werden die Einführung umweltfreundlicher Technik steuerlich 
begünstigen. Der bev_orstehende Strukturwandel der Wirtschaft 
muß und wird so zu umweltfreundlicher und abproduktarmer, 
marktgerechter Produktion führen. Neue Industrieansiedlungen 
werden schon jetzt den EG-Standards entsprechen müssen. 
Ein Schwerpunkt ist die Erarbeitung von Sanierungs- und Still­
legungsprogrammen für industrielle und kommunale Altanlagen 
mit starker und unvertretbarer Umweltbelastung. Der Umlenkung 
freiwerdender Arbeitskräfte in andere wichtige Bereiche, insbe­
sondere in die Infrastruktur, in den Handels- und Dienstleistungs­
bereich und in das Bauwesen, gilt dabei besondere Aufmerksam­
kelt und Unterstützung. 
Durch den Aufbau einer leistungsfäh igen Umweltindustrie kann 
unsere Lebensqualität entscheidend verbessert werden. Viele neue 
Arbeitsplätze werden so entstehen. 
Die Reg1erung wird geeignete Maßnahmen ergreifen, die den spar­
samen Umgang mit den natürlichen Ressourcen, Recycling und 
recyclinggerechte Produktion stimulieren. 
Wir werden gesetzliche Regelungen zu progressiv gestaffelten 
Abgaben für Schadstoffemissionen in Wasser, Luft und ~od~n und 
andere Umweltbeeinträchtigungen erarbeiten und d1e ·B1Idung 
emes staatlichen Öko- Fonds aus Abgaben, Gebühren und Stiftun­
gen zur Unterstützung umweltverbessernder und naturschü~zen­
der Maßnahmen, insbesondere für unvorhersehbare ökologische 
Folgemaßnahmen und Altlastsanierungen, einführen. 



Das erfordert· 

- eine wirksame, dem internationalen Stand entsprechend.e 
U mweltschutzgesetzgebu ng, 

- eine umfassende staatliche Umweltschutz- und Umwelt­
kontrolle, 

- eine rechtsverbindliche Raum- und Flachenordnung zur 
S1cherung des Flachen-, Landschafts- und Naturschutzes in 
kommunaler, regionaler und überregionaler Abstimmung 
und 

- eine staatliche Förderung der Umweltforschung 

Die komplizierte Wirtschaftssituation in unserem Land spiege lt 
s1ch auch in einer unterentwickelten Infrastruktur, insbesondere 1m 
Bere1ch des Verkehrs-, des Post- und Fernmeldewesens und im 
Bauwesen, wider. 

Der Aufbau eines leistungsfähigen Verkehrswesens ist eme der 
Grundvoraussetzungen für die Entwicklung einer marktwJrtschaft­
hch.en Ordnung, für wirtschaftliches Wachstum und für den Wohl­
stand unseres Landes. 
Wir brauchen emen Güterverkehr, der auf die Bedurfn1sse unserer 
s1ch entwickelnden Wirtschaft ausgerichtet ist und das Zusam­
menwachsen zu etner deutschen Wirtschaftsgemeinschaft för-
dert. · 
Für den Personenverkehr benötigen wir Verkehrsmtttel und Re•se­
verbmdungen, d1e dem Reisebedürfnis der Menschen unseres 
Landes und den gest1egenen Anforderungen an di e Oualitat der 

. Verkehrsmittel Rechnung tragen. Dies gilt für die Deutsche Reichs­
bahn ebenso wie für die Kraftfah rzeuge 
Le1stungsfäh1ge Verkehrswege sind eine Gru_ndlage für die dauer­
hafte Überwindung der Teilung Deutschlands und für ein Zusam­
menwachsen ganz Europas. 

Die Chancen der Marktwirtschaft wollen wir auf das nachhaltigste 
mit der Belebung von Städtebau und Architektur verbinden. 
Den Kommunen muß das Recht zukommen, das Bauen tn 1hren 
Territorien weitestgehend selbst zu bestimmen. 
·Die Städte- und Wohnungsbauförderung, einschließlich 1hrer 
materieÜen Sicherstellung, gehört zu den Prioritäten der RegJe­
rungspolitik. Im Zusammenwirken mit den künftigen Ländern und 
den Kommunen setzt sie sich für die Stadt- und Dorferneuerung als 
Hilfe zur Selbsthilfe ein . Dringlich sind die Wiedergewmnung, 
Erhaltung und Bewahrung der im europäischen Kulturraum so 

16 geschiHzten historisch geprägten Stadtbilder. Gleichermaßen wird 
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s1ch dte Reg1erung der Rev1talis1erung der in den zurückhegenden 
J ahrzehnten geschaffenen Wohngebiete zuwenden. 1 

B urgennitiat1ve, Länderverantw ortung und gesetzgeberisches, 
hoheitsrechtliches Handeln des Staates sollen sich nach dem Wil­
len der Reg1erung in einer wahrhaft demokratischen Baukultur, tn 
einer sozial und ökolog1sch orientierten Entwicklung der Regionen, 
Stadte und Dörfer Wiederfinden Die Regierung ist s1ch der 
Schwere dieser Aufgabe, d1e enorme Mittel und schöpferische 
Kratte erfordert, bewußt. Sre wird das dazu not1ge wirtschaftliche 
Potential durch umfassende Forderung der Unternehmensehen 
ln1t1ativen des Baugewerbes fördern und alle Instrumentarien der 
Raumordnung und der Stadtplanung nutzen. 
Große Anstrengungen werden notwendig se1n, um die erforder­
lichen Bauleistungen für den Ausbau und die Modernisierung der 
techniSChen und sozialen Infrastruktur und der Industrie sowie fur 
den Wohnungs- und Gesellschaftsbau, etnschließlich kirchlicher 
Bauten, zu erbnngen. 
D1e Reg1erung stellt sich ihrer sozialen Verantwortung füf die 
Sicherung angemessener Wohnbedingungen aller Bürger. Das er­
fordert eine Wohnungspolitik, m1t der soziales M1etrecht und 
M•eterschutzl gewahrleistet werden sowie die Bewahrung, Erneue­
rung und Erweiterung des Wohnungsbestandes ermöglicht w1rd. 
Mietpreisbindung fur Wohnraum, d1e sich in Abhang1gkeit von der 
allgememen Einkommensentwicklung regelt, ist unabdingbar. 
Sozial Schwache erhalten Wohngeld Kündigungsschutzregelun­
gen für Mieter gehören zu den soz1alen Grundsatzen der Koali­
t ion. 
ln einer sozialen Marktwirtschaft ist Wohnraum Jedoch nicht nur 
eine Versorgungsfrage. Durch Eigentumsbildung muß Wertbildung 
in privater Initiative ermöglicht werden Das kommt. zugleich der 
Werterhaltung und der Wohnkultu r zugute. Bei beidem haben wir 
bekanntlich Nachholbedarf. 

Zum Post- und Fernmeldewesen möchte ich nur soviel sagen : Die 
Ze1t en, m denen man 1 6 Jahre auf ein Telefon warten mußte,.sollen 
vorbei sein . Wir wollen ein leistungsfähiges, schnelles und zuver­
lassJges System aufbauen, das die geschäftlichen wie pri.vaten 
Verbmdungen durch Briefe, Telefon und moderne Kommunika­
tionsmittel sicherstellt, und so die Postunion mit der Bundes­
republik vorbereiten. 

Z1el der Regierung ist es, eine vielfältig strukturierte, leistungs­
fahige und okologisch orientierte Land- und Forstwirtschaft in 
unserem Lande zu schaffen. ln diesem Zusammenhang mi.Jssen wir 
sehr schnell u. a folgende Probleme losen: 17 
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. z ammenhang m1t dem Eigen­
Erstens : Die offene~ ~ag~n 1~r r~nd- und Forstwirtschaft. Im 
tum an Grund ~nd o en n. fest: Die Ergebnisse der Bod.en­
Namen der Regleru~g ~teii~~~~DR stehen nicht zur DispositiOn. 
reform auf dem. Temtonum d ß künftig alle Eigentumsformen Wir gehen aber davon .. aus, a . 

gleichgestellt werden mus~en .. d d"e Verfügbarkeit des Eigentums 
Ein völlig neues Bod~nrke~ htt~lr g ~es Gemeinwohls und bei Aus-am Boden unter Beruc SIC lgun . . . 

hl ß von Möglichkeiten zu Spekulationen Sichern. . 
sc u . . f b die Landwirtschaft schntt­
Zweitens : Wir haben dle . A~~~niuführen. Dazu br~uchen wir 
welse an ~en hEG-AJg·:~:,~~~~tArt für eine mehrjährige Ubergangs­
Schutzma n~ men irtschaft zu erhalten und die Wett­
periode. Es gilt, .unsere ~and~ ftl" her Betriebe möglichst schnell 
bewerbsfähigke.lt la~dwlrts~ a IC mmenhänge zwischen Produk­
herzustellen. Wir mussen dlbe ~usa ·ndem der Ministerrat die ent­
tion und Absatz ln Ordnung nngen, I .. 
sprechenden Rahmenbedingungen dafur setzt .. 

Dazu gehoren: . mit schritt-
- ein System neuer Agrarpreis~ u.nd Steuern 

elsem Übergang zurfreien Prelsblldung, . 

- :e Sicherung der Interessen der DDR-Landwirtschaft bel 
zukünftigen Quotenregelungen, .. 

- die schnelle Erneuerung der landtechnischen Ausrustung, . 

- die schrittweise Emführung von Umweltnor.men der EG m 
unsere Landwirtschaft, 

_ die beschle~nig~~ Entwicbkl.utng un~:~~r~~e~~~;~~ne;;;~r~ 
und lndust nen fur Verar el ung u . 
produkten im ländlichen Raum. . 

haftlicher Betriebe und Em­D ritten s: Z~r För~erung ~enosse~ns~eues Genossenschaftsrecht 
richtungen Wir~ meme Regl~~~eg :~rmögensrechtlichen Beziehun­
vorlegen. Dabei werden auc h ftsmitgliedern und Genossen­gen zwischen den ~enossensc a 

schaftl;'ln zu ordnen sem. . m Wald Neben der 
V je rte ns . Unsere Sorge gilt g.lelcherma~eenn~~n mit dem Eigen­
Klärung vieler off~ner ·~~~~gen ~: ET~:t~~ung zum ~ald . Seine öko­

:~;s~~:~ ~n~Ta~~nees~~lt~r~l~en Le istungen haben Vorrang vor der 
Holznutzung. 

Meine Damen und Herren! . d rn si·e istein Mittel, um 
Eine Wirtschaft ist kein SeiMbstzw~ck, ~~~icehern um die Entfaltung 
die Lebensbedürfnisse der ensc en ' . 
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der Menschen zu ermöglichen und um die Verwirklichung mensch­
licher Werte zu fördern. 

Arbeitsförderung und die Schaffung von Arbeitsplätzen, ins­
besondere auch für Frauen, Allemerziehende, für Eltern kinder­
reicher Familien und für Geschädigte, 1st Ziel unserer Regierungs:.. pohtik. 

D1e Bekämpfung der zu erwartenden Arbeitslosigkeit erfordert 
folgende Sofortmaßnahmen : 

I 

- Umschulung und Qualifizierung von Werktätigen, 

..,. Aufbau leistungsfähiger Arbeitsamter, 

- finanzielle Absicherung bei Arbeitslosigkeit, 

- Schutz der Beschäftigten durch ein Kündigungsschutzgesetz, 
ein Betriebsverfassungsgesetz und ein Tarifvertragsgesetz. 

Unsere Sorge muß immer zuerst denen gelten, die aus Gründen, 
die Sie selbst nicht zu verantworten haben, nicht aus eigener Kraft 
am Wohlstand teilhaben können. . 
W ir müssen diejenigen stutzen, die zu den Schwachen der Gesell­
schaft gehören. Wir müssen sicherstellen, daß die Früchte der 
gememsamen Arbe1t gerecht verteilt werden, und wir m üssen 
dafür emtreten, daß der, der Lasten trägt, auch Entlastung be­
kommt. Gerade m einer Gesellschaft, in der das Spiel der freien 
Kräfte sich entfalten kann, ist es Wichtig, daß die stärkste Kraft, 
also der Staat, s1ch zum Anwalt der Schwächeren macht. Dabei 
kann es nicht nur um die Zuweisung materieller Hilfen, beisprels­
Welse an Behinderte, gehen, sondern es müssen die rechtlichen 
Rahmenbedingungen dafür geschaffen werden, daß nicht Almosen 
verteilt werden, sondern einklagbare Rechtsansprüche beste­hen. 

Ich möchte an dieser Stelle vom ungeborenen Leben sprechen. Wir 
alle Wissen, daß die Frauen undMänner-und beide Partner stehen 
rn der Verantwortung, darüber sind sich so manche Männer 
anschemend gar nicht 1m klaren - an den Entscheidungen oft 
schwer tragen. Aber wir kennen auch die Mißstände, die eine Ent­
scheidung gegen das Leben herbeiführen. Wir brauchen mehr Ent­
scheidungen für das Leben. Wir brauchen wirtschaftliche und 
Ideelle H1lfestellungen, die- insbesondere den Frauen -die Ent-
scheidungfür das Leben erleichtern und nahelegen. · 
Die soziale Unterstützung und Abs1cherung der Alleinerziehenden 
muß verstarkt werden. Und ich weise in diesem Zusammenhang 
darauf h1n, daß Mütter und Väter in gleicher Weise zu .elterlicher 
Sorge für ihre Kinder verpflichtet smd. Aber n1cht nur Alleinerzie­
hende, sondern auch viele Eheleute und feste Partner stehen vor 1 9 



Problemen, weil die Familie bisher moralisch und finanziell nicht 

~~~~geennd~i~:~~~~~ ~rs~~~~s~~ A~~~b~~~~t~~~~te;~~~~uFu;~~f~~= 
richtungen und eme. . stlm:~rn~llem den Kin'der zugute kommt. 
zelten, die der :amllle ~~~lblere Arbeitszeiten, Arbeitszeltverkur-

~ue~;:~bu~~a~~h~~~~e1tarbeit. Wi_r wollen ab~ a~c~ ~f;ee~ ~~~~~~ 
die SICh eine Zeltlang ganz der Erz~ehung e~e:n ~7te~~ Widmen. Wir 
derten Kind od~ der Betredu~~ague~rh::ren, dam1t sie s1ch nach der 
werden diesen annern un der' Im Berufsleben zurechtfinden. 
Erziehungs- und Pfl~gte~~~s~;~~e Phasen finanziell ausgeglichen 
Z1el der Regierung IS • b den 
und ln die Anrechnung von Rentenzelten em ezogen ~e~ßt a.uch 'n 

Die Last~~verteil~g in I die~e~Ge~snel~secrh~~~~~~~r~sde~l G lelchhelt 

~~~:r~~~:~~~~ 
0

solt~~~~c r~icht es mcht ahus •. ~a~~~rvl:~e ~~~~=~ 
im Arbeitsleben stehen und daraus a_uc el n auch 
bewußtsein ableiten, sondern dann mussen unsere Fra_ue rhau t 

die gleichen Aufsti~gs~~an~e;~1~~ ~~=~cehne ~~:a~i~~~~s~~fung ~~ 
gleichen Chancen ~~ ~ en R cken der Fra.uen selbst verwirkl icht 

~S:r~fe~~~u~~~~!i~~stel~:g ~er Fr.auen 1EnbBeruf ~n~ ~e~:~s~~~~ 
d f allen gesellschaftlichen enen, . . 

wer en Wir au L d nd beim Ministerrat Beauftragte eln-
munen, m dden ~n ~~~nu daß die Glelchstellu,ng auch im Alltag 
setzen die arau ac , hk d 
von B~tneben und Verwaltungen Wirkllc elt Wir 

. t me die die Burger als 
Wir ~rauchen s~~~al~ndS~~:r~~~s~~~e~iell~r Not schutzen W1r 
Arbeitslose, Kra . W hltäter ganz gleich ob er FDG B 
b~auc=~~e~~e~;;'~~tg~n ze~~t~~isti~che V~rwaltung d~r Sozlalver-
o_ er . . FOG B entspricht nicht den Erfordernissen e~ne~ 
~~~~S:~r~iis~~~;; Sozialstaates. Eine Neuorganisation ISt notwendig 

- Die Sozialversicherung muß a~s dem FDG B und der Staat­
lichen Versicherung herausgelost werden, 

- Krankenversi~herung, Rentenversicherung und Unfallver­
sicherung sind künftig zu trennen; 

- für alle Aufgaben der Krankenversicherung m~ß ein kassen-
artenneutraler Träger geschaffen werden. . 

II Beiträge und haben damit 
Schließlich zahlen wir doc~ a ef ~~se~\tung Es wird in Zunkunft 
auch einen Rechtsans~rucde~uget::nn~~ Kran.ken-·, Unfall-, Arbelts­
selbstverwaltete, voneman 
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Me1ne Damen und Herren I 
Der Knsenzustand 1n unserem. Gesundheitswesen 1st hinlanglieh 
bekannt. Wir brauchen mehr Arzte, mehr Krankenschwestern und 
Krankenpfleger W1r brauchen eine medizinische Behinderten- und 
Altenhilfe und eine Neugestaltung der mediZinischen Rehabili­
tation. W ir müssen d1e medizinische Ausstattung der Kranken­
hauser verbessern und v1ele Krankenhäuser, v1ele Pflegehelme und 
Fe1erabendhe1me rekonstrUieren. Dabe1 muß auch fur die eln­
deutJge Verbesserung 1hrer soz1alen und Wirtschaftlich-tech­
nischen Infrastruktur gesorgt werden. 
Das gewachsene System von Pohkl~niken und Emnchtungen des 
betneblichen Gesundheitswesens ISt sinnvollerwelse zu erhalten 
sow1e die Niederlassungsfreiheit für Fachärzte zu SIChern. 
Im Zusammenhang mit der GesuncJ.he1t kommt dem Sport eine 
besondere Bedeutung zu. W1r wollen weg von der einse it igen For­
derung des Leistungssports und h1n zu e1ner verstärkten Forderung 
des Breiten- und Behindertensports. 
Dazu muß die freie Wahl der sportlichen Betatigung maglieh sein 
Deshalb werden wir die Kommunen 1n Fragen der regionalen Ent­
Wicklung des Sports unterstützen. Das schließt aber eme beson­
dere Forderung des Leistungssports n1cht aus. 
ln Zusammenarbeit mit der Bundesrepublik Deutschland sollte 
darauf h1ngew1rkt werden, daß zu den Olympischen Sp1elen 1992 
m Barcelona eme gesamtdeutsche Mannschaft entsandt wi rd. Wir 
unterstutzen von ganzem Herzen den Gedanken, innerhalb der 
nachsten zehn Jahre Olympische Spiele in Berlin, der zukünftigen 
Hauptstadt Deutschlands, abzuhalten. D1es wäre em weithin sicht­
bares Ze1chen ihrer neugewonnenen Funktion als Bindeglied 
zw 1schen den Völkern in Ost und West. 

E1n katastrophales Erbe übernehmen w ir von der SED-Herrschaft 
auch 1m Bildungswesen. Besonders in den letzten Jahren haben 
s1ch große Probleme und Fehler angestaut. 
Es gilt, das bürokratisch-zentralistische System staatl icher Leitung 
zu beseitigen und zu einem ausgewogenen Verhältnis von l>taat­
llcher Verantwortung und gesellschaftlicher Initiative zu kommen. 
D1e m den letzten Jahrzehnten zementierte Einheitlichkeit muß 
durch etn differenziertes und flexibles Bildungswesen ersetzt wer­
den, das auch alternative Modelle nicht ausschließt. Die Regierung · 
stellt s1ch das Z1el, durcn strukturelle Veränderungen jene Frei­
raume zu schaffen, 1n denen s1ch ein verantwortliches Zusammen­
Wirken aller 1n der B1ldung Tatigen entfalten kann . . 
D1e Kommandostruktu r muß durch transparente Entscheidungs­
prozesse ersetzt werden. 
Für d1e allgemeinbildende Schule erfordert dies rechtlich geregelte 2 1 



Formen, in denen sich das Recht und die Aufgabe der Eltern bei der 
Erztehung ihrer Kmder, die fachliche und pädagogische Autoritat 
einer kompetenten ·Lehrerschaft und die partnerschaftliehe Hin­
führung der Kmder und Jugendlichen zu eigenverantwortlichem 
Handeln wechselseitig ergänzen. Dies bezieht sich auch auf das 
Sonderschulsystem, das zudem tn vielen Bereichen besonderer 
Förderung und Fürsorge bedarf. 
Im Vorfeld der Schule muß der Vorschulbereich durch die gemein­
same Anstrengung aller beteiligten staatlichen Stellen und gesell­
schaftlichen Krafte tn seinem Bestand gesichert und tn seiner 
padagogischen Bedeutung weiterentwickelt werden. 
Die auf die allgemeinbildende Scl;lule folgende Fach- und Berufs­
ausbtldung muß tn Dauer, Niveau und Gestaltung viel s-tärker der 
realen Vielfalt beruflicher Anforderungen entsprechen. 
Das Hochschulwesen bedarf etnes Rahmenrechts, das jenen Grad 
an Gemeinsamkeit und Übereinstimmung sichert, der im Interesse 
von Forschung, Lehre und Studium liegt, zugleich aber den Univer­
Sitäten und Hochschulen ein hohes Maß an gesellschaftlicher 
Eigenverantwortung garantiert. Die Leitungs- und Entscheidungs­
gremien ·müssen die legitimierte Teilhabe der verschiedenen Per­
sonengruppen, die an den Untversitäten und Hochschulen tätig 
smd. ermöglichen. Dabei wird einerseits die besondere Verantwor­
tung und Sachkompetenz des Lehrkörpers und andererseits das 
extstenttelle Interesse der Studenten an hochwertigen und ver­
wendungsfahtgen Kenntntssen und Fähigketten sorgfältig zu 
beachten sein. 
Die Freiheit von Lehre und Forschung und der W~ttstreit um Ideen 
und Qualität sind die bewegenden Momente akademischen Lebens. 

Die Forschungs- und Technotagtepolitik hat die folgenden Ztele : 

- die Ressourcen zu schonen und die Umwelt zu erhalten, 

- die Lebensbedingungen zu verbessern, 

- die Wettbewerbsfähigkeit zu fördern und 

- das menschliche Wissen zu vertiefen. 

Für die Wissenschaften den rechtlichen Raum und die finanzielle 
Grundlage zu sichern ist Aufgabe des Staates, wobei die Förde­
rung der Forschung auch ein Anliegen der Wirtschaft sein sollte. 
Grundsätzlich hat jedoch der Staat die Finanzierung der Grund­
lagenforschung an staatlichen wissenschaftlichen Institutionen 
abzusichern. 
Nicht zuletzt gilt den Lebensbedingungen der Schüler, Lehrlinge 
und Studenten und ihren beruflichen Ausstchten die Sorge der 
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Wir wollen eine offene Ju d b . 
sttschen Gesellschaft. Neu g:~ts~r ett als Ausdruck de_r plurali-
müssen Möglichkeiten der A rb .t ehend~n Jugendorgantsattonen 
Stehern, daß bisher bestehen~' etnge~aumt werden. Dabei ist zu 
auch weiterhin für die J ugendar;e,~tzauartVItchrf~. Jugendeinrichtungen 

e ugung stehen 

Auf dem Gebiet der Kultur d · · . 
ein von jeglicher Re I _w er en Wir _eme Pol tttk v~rfolgen, die 
rell-kunstlerisches s~~~~~t~ru~~h ~efrettes, un~ehtndertes kultu­
Schätze~ unseres Volkes, Euroep~= urn~'~r::-Yvne~t~!ch allen geistigen 
Dte Regterung betrachtet es als ihr Pfr offnet. 
schü.tze_n und zu fördern. Sie erkenn~ d. tc~t, Kultu: un? Kunst zu 
venttonterung von Kultur d le .. o~wendtgkett der Sub­
tureller Aufgaben von üb~~eg~~~~~ anB F~ r dte Unterstutz~ng .kul­
zentralen Kulturfonds durch ein er e eutung regen wtr emen 
an. . e gesamtdeutsche Kulturstiftung 

Dte Regierung wi rd die Vo 
Föderalisierung von Kult~~u~~~tz~nften zu,~ ~ezentralisierung und 
A~fbau ~er Kultu~hoheit der Lander ~or~~r~/t~n . schaffen und den 
Dte Regterung wtrd dafür S 
fe~de in ein differenziertes N~~i~~~f~:~:MKa~~U:h und ~unst~chaf­
~tr werden den urheberrechtliehen Sch t d K men emzubmden. 
tteren, das Versicheru . u z er unstwerke garan-
erhalten und auf eme ~~~~r:r:eu~dr~rh Kuslturschaffende aufrecht- · 
wtrken. tc e teuergesetzgebung hin-

W ohl nirgends war m der Ver an h~· . · 
sehen Anspruch und Wirklichke1t s~e; ~t ~er. Wtderspruch zwi-
landschaft. Die neue Regierung erklart· r; wre ~n unserer Medien­
sehen sind frei. Eine demokrat is h . resse, undfunk und Fern­
Medien und den Wettbewerb d cMe. Ordnung setzt unabhängige 
D

. er etnungen voraus 
te Abkehr von dem f ·· h · 

monopol der SED und ~i~ ~en l~formation~- und Meinungs-
Medienstruktur dürfen jedoch uwe~ u~g zu erner pluralistischen 
noch der Gefahr neuerliche~e Me~no ep~b~delbstlauf überl assen 
werden. · ungen ausgesetzt 

M it der Einrichtung. ein M' · . .. . · 
dte Regierung helfen, ~~ter~~~~t~t'·u~s fur fY.Jedtenpolitik will 
menzuführen und den w . . te IC. e Bem~hungen zusam­
landschaft zu bahnen. Die ~i..u';a~tn~ tre te _und Vte lf~ltige Medien­
unter Beruckstchtigung spätere~e'C~na e~es Medtengesetzes ist 
zuschließen Bts zu . n . er ompetenzen ba ld ab-
Volkskamm~r vor, da~e~~~rnd~~r~bsc~edd~ng schlagen wir der 
neuern es e renkontrollrates zu er-
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sche1~t es geboten, schnellstmöglich kartellrechtliche Bestimmun­
gen zu erlassen. Ebenso dnngend 1st eme Gebührenregelung für 
Rundfunk und Fernsehen. 

Frau Prasidentin, verehrte Abgeordnete 1 
M1r persönlich liegt d1e Rechtsstaatlichkeit besonders am Herzen. 
Das b1shenge Rechtswesen d1ente im wesentlichen der Abslche­
rung der bestehenden Machtstrukturen und sorgte daf~r, daß Jeg­
liche oppositionelle Regung knmmal1s1ert und 1m Ke1m erst1ckt 
wurde M1t welcher Unerb1tthchke1t und Harte dabei vorgegangen 
wurde, das haben Tausende Burger am e1genen Le1be erfahren 
D1e Rehab1htierung von Burgern, d1e aus politischen Gründen 
strafrechtlich verfolgt und arbeitsrechtlich benachteiligt wurden 
oder andere. Nachtelle zu Unrecht erlitten, w1rd ein wesentliches 
Anliegen neuer Rechtspolitik sein. . 
D1e Reg1erung w1rd dafür Sorge tragen, daß das Just1z:wese~ nach 
rechtsstaatliehen Grundsatzen umgestaltet und das Pnnz1p der 
Gewaltenteilung durchgesetzt w1rd. 

Insbesondere halten w1r folgende Maßnahmen für erforderlich · 

1 . Bildung emes Verfassungsgerichts, 

2 . schrittweise Schaffung gesonderter Verwaltungs-, Arbeits­
und Soz1algenchte, zunächst 1m Rahmen ordentlicher Ge­
nchtsbarkelt, 

3 . Umgestaltung der Vertragsg~nchte m ordentliche Gerichte, 

4 Emgliederung der M1litärgenchte sowie der Militarstaats­
anwaltschaft in das zivile Just1zwesen, 

5. Stärkung der Rechtsanwaltschaft. 

Hinsichtlich der Gewährleistung des Personen- und Datenschutzes 
werden wir uns am entsprechenden Recht der Bundesrepublik 
orientieren Dem Parlame.nt unterbreiten wir den Vorschlag, emen 
Dater:lSChutzbeauftragten einz.usetzen. 
ln Zukunft wird es in unserem Land keine Geheimpolizei mehr 
geben. Eine Verf assungsschutzbehörde- auch dies ist eme Lehre 
der Vergangenheit- darf keine polizeilichen bzw. strafrechtlichen 
Befugnisse erhalten 
Die Angehörigen der Deutschen Volkspolizei müssen ?lies 1n ihren 
Kräften Stehende tun, gemeinsam mit den Bdrgern 1hren D1enst 
am Gemeinwohl. für die Freiheit und Wurde der Burger zu le1sten 
Loyalitat zur Regierung, Gesetzestreue, Onentierung an ~en 
Grund- und Menschenrechten und bürgernahe Arbe1tswe1se smd 

24 Kernpunkte der demokratischen Erneuerung. 

Die Volkspolizei 1st e1ne'z1v1le Ordnungskraft. Sie darf nur auf der 
Grundlage von Gesetzen zum Wohle des Gemeinwesens tätig 
werden. Sie unterliegt öffentlicher und parlamentarischer Kon­
trolle. 
Die Angehörigen der Organe des Ministeriums für Innere Ange­
legenheiten, die ihren Dienst für d1e Öffentlichkeit versehen 
müssen durch ihr Auftreten und Einschreiten die demokratisch~ 
Erneuerung und Rechtsstaatlichkeit glaubhaft verkörpern. . 
Mit Einführung der Länder w ird die Polizeihoheit im wesentlichen 
bei den Ländern liegen. Das bietet für die Effizienz un.d Akzeptanz 
der Polizei neue, günstigere Bedingungen. Je enger die Polizei mit 
dem Gemeinwesen verbunden ist, desto besser kann sie ihre 
soziale Funktion mit Wirklicher Bürgernähe im Interesse des Ge-
meinwohls wahrnehmen. · 

' 

Demokratie bedarf neben der Rechtsstaatlichkelt einer weiteren 
Bedingung: Dezentralisierung der Macht. Bisher ging alle Macht 
von Berlin aus. ln Berlin wurde entschieden. Ausgehend davon, daß 
nach der Wahl demokratisch legitimierter Volksvertretungen auf 
der Ebene der Kre1se, Städte und Gememderi am 6. Mai 1990 die 
Bezirkstage die einzigen Vertretungskörperschaften sein werden, 
die nicht aus freien, gleichen und geheimen Wahlen hervorgegan­
gen smd und deren Zusammensetzung dam1t n1cht der tatsäch­
lichen politischen Kräftekonstellation im jeweiligen Territorium 
entspricht, sollte das Präs1dium der Volkskammer den Bezirks­
tagen empfehlen, ihre Leg1slaturpenode nach den Kommunal­
wahlen zu beenden. 
Im Interesse der Regierbarkeit des Landes werden wir darauf 
hi!lwirken, daß die Räte der Bezirke b1s zur Leinderbildung nur noch 
als Verwaltungsorgane, als Bindeglied im Sinne einer Auftrags­
verwaltung tätig bleiben. 
Wir werden die Macht dezentralisieren. 1 991 soll es wieder Länder 
geben. D1e Wahlen dazu sollen im Spätherbst diesen Jahres statt-
finden. • 
Die Länderstruktur ist eine Grundbedingung für die deutsche Ein­
heit, eine Grundbedingung für Demokratie und eine Bedingung für 
eine erfolgreiche Umstrukturierung unserer Wirtschaft. 
Wirtschafts- und Steuerreform müssen der Länderrefor·m voraus­
gehen, denn neben historischen und kulturellen Gesichtspunkten 
1st d1e _Eigenfinanzierung der Lander unter Beachtung des Finanz­
ausgleichs em ~rundpfeiler des Föderalismus. Zur Herausbildung 
der kommunalen Selbstverwaltung werden gegenwärtig e1ne Kom­
munalverfassung und ein Länder-Einführungsgesetz erarbeitet; 
Was in den Landern vor sich geht, einschließlich der Wahl der 
Landeshauptstadt, best1mmt dann jedes Land selbst. 25 



Wir haben in der DDR eine Vielzahl offener Gebietsfragen, die zum 
Teil vor der Länderbildung geregelt werden müssen. Die Menschen 
in den betroffenen Gebieten müssen gehört werden. Fast 2 000 
Briefe mit geschichtlichen Abhandlungen und Unterschriften­
sammlungen ganzer Kreise sind zu berücksichtigen. 

Ich komme zum letzten Schwerpunkt meiner Regierungserklärung. 
Unsere Zukunft liegt in der Einheit Deutschlands.in einem unge­
teilten friedlichen Europa. 
Wir sind in der Regierung für 16 Millionen Bürger verantwortlich, 
und das wird das Handeln dieser Regierung bestimmen. Alle 
Deutschen haben eine gemeinsame Geschichte, die am Ende des 
2. Weltkrieges durch die Teilung Europas nur scheinbar unter­
brochen wurde. Beide deutsche Regierungen sind sich einig darin, 
daß das Ziel der Verhandlungen n1cht eine geschäftliche Partner­
schaft sein kann, sondern eine wirkliche Gememschaft. Das wird 
den Geist der Verhandlungen bestimmen. Die Einigung muß aus 
dem Wunsch der Menschen und nicht aus den Interessen von 
Regierungen entstehen. 
Deutschland liegt in der Mitte Europas, aber es darf sich nie wieder 
zum Machtzentrum Europas erheben wollen. Wir wollen nicht zwi­
schen den Stühlen der Völker Europas sitzen, sondern ein Pfeiler 
sein für eine Brücke der Verständigung. Deutsch~nd muß ein Fak­
tor des Friedens sein. Die Vereinigung Deutschlands soll die Stabi­
lität in Europa .festigen und die Schaffung einer gesamteuro­
pais~hen Ordnung des Friedens, der Demokratie und der Zusam­
menarbeit fördern 
ln die deutsche Einheit wollen wir unsere Erfahrungen der Bedeu­
tung eines inneren Friedens in der Gesellschaft einbringen. Wir 
wissen, daß wir dafür zuerst mit unserer Geschichte ins Reine 
kommen müssen. Es darf nicht mehr den einen Teil geben, der an 
allem schuld war, und den anderen, der s1ch seine Unschuld vor der 
Geschichte angeblich bewahrt hat. Auch wir haben uns zu der 
gememsamen Verantwortung für die Verbrechen der national­
sozialistischen Diktatur bekannt. 
Die Einheit Deutschlands soll die Gemeinschaft der Europäer 
stärken. Die wesentliche Voraussetzung dafür ist die Garantie der 
Grenzen in Europa. Dafür ist auch grundlegend, daß sich unsere 
Nachbarn ihrer Grenzen mit Deutschland sicher sind. Die völker­
rechtlich verbindliche Anerkennung der polnischen Westgrenze, 
wie sie im Görlitzer Vertrag der DDR mit Polen und im Warschauer 
Vertrag der Bundesrepublik mit Polen beschrieben ist, ist unver­
zichtbar. 
Mit Vollzug der Vereinigung der beiden deutschen Staaten soll die 
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gesetzes nicht mehr enthalten. Deutsch land hat keine Gebiets­
ansprüche gegenüber anderen Staaten und wird sie auch in Zu­
kunft nicht erheben. 
D1e Einigung ist möglich geworden im Zusammenhang mit der­
weltweiten Entspannung und dem Ende des Ost-West-Konfliktes. 
Die Teilung war Ausdruck dieses Konfliktes. Die Entspannung 
steht im Zeichen der Menschenrechte und der Abrüstung. ln dieser 
Phase der Entspannungspol itik sind Verteidigungspolitik und 
Abrüstungspol itik untrennbar miteinander verbunden. Auch in die­
sem Punkt besinnen wir uns auf die Wurzeln der demokratischen 
Erneuerung in unserem Land. Ein wesentl iches Fundament dieser 
Erneuerung ist die Friedensbewegung. . 
Es ist Aufgabe der Regierung der DDR, eine Politik zu verfolgen, die 
den Prozeß der Ablösung der Milit ärbündnisse mittels bündnis­
übergreifender Strukturen als Beginn eines gesamteuropäischen 
Sicherheitssystems fördert. Ein europäisches Sicherheitssystem 
mi't immer weniger militärischen Funl<tionen ist dabei unser Ver­
handlungszieL Die Erweiterung des Sicherheitsbegriffs auf d ie 
Bereiche der Wirtschaft, Umwelt, Kultur, Wissenschaft und Tech­
nologie halten wirfür ein Gebot der Stunde. 
Aufdem heut1gen Gebiet der DDR wird sich für eine Übergangszeit 
neben den sowjet ischen Streitkräften eine stark reduzierte und 
strikt defensiv. ausgerichtete NVA befinden, deren Aufgabe der 
Schutz dieses Gebietes ist. Loyalität .gegenüber der Warschauer 
Vertragsorganisation wird sich für uns unter anderem darin zeigen, 
daß wir clie Sicherheitsinteressen der Sowjetunion und die der 
anderen Warschauer Vertragsstaaten in den Verhandlungen stets 
berücksichtigen. 
Die Regierung der DDR strebt eine drastische Reduzierung aller 
deutschen Streitkräfte an. Die DDR verzichtet auf Herstellung, 
Weitergabe, Besitz und Stationierung von ABC-Waffen und strebt 
Entsprechendes im geeinten Deutschland an. Sie tritt außerdem 
ein für ein globales Verbot chemischer Waffen noch. in diesem 
Jahr. Der nukleare Abrüstungsprozeß muß fortgesetzt werden. Wir 
erhoffen uns noch in diesem Jahr einen positiven Abschluß der 
START-Verhandlungen über eine 50%ige Verringerung der strate­
gischen Nuklearwaffen zwischen der Sowjetunion und den Ver-
einigten Staaten. . 
M it einer Ordnung des Friedens und der Sicherheit in Europa kön­
nen Voraussetzungen geschaffen werden für die Ablösung der 
Rechte der Alliierten des 2. Weltkrieges für Berlin und Deutschland 
als Ganzes. Die Regierung der DDR setzt sich dafür ein, daß diese 
Ablösung im Rahmen der ZWEI-PLUS-VIER-Gespräche erfolgt. 
Auch sie gehören in den Gesamtrahmen des KSZE-Prozesses zur 
Schaffung einer gesamteuropäischen Friedensordnung. 27 



Die KSZE hat fur uns eine besondere Bedeutung. Insbesondere tritt 
die Reg ierung der DDR dafür ein, daß eine KSZE-Sicherheitsagen­
tur zur Verifikation der Abrüstungs- und Umstrukturierungsverein­
barung geschaffen w1rd. S1e 1st auch für ein KSZE-Organ zur Streit­
schlichtung und für die Bildung emes ständigen gememsamen 
Rates der Außen- und Verteidigungsminister. 
D1e Regierung der DDR w ill beim Abrüstungsprozeß eine Vor­
rei terrolle e1nnehmen. Wir werden sofort Maßnahmen einleiten, 
um d1e Knegswaffenprodukt1on und den Export von Waffen zu­
nächst einzuschränken und in einem überschaubaren Zeitraum 
ganz .einzustellen. D1e Rüstungsexporte in Krisengebiete haben 
generell zu unterbleiben. W1r werden eine Umstrukturierung der 
Volksarmee und einen schrittweisen Abbau der m ilitärischen Ver­
pflichtungen der DDR einleiten. Die pol itische Zusammenarbeit im 
Rahmen des Warschauer Vertrages dagegen soll intensiviert 
werden. Dazu wird d1e Regierung in allernächster Zeit den Kontakt 
zu den Regierungen der Warschauer Vertragsstaaten aufneh­
men. 
Die DDR w1ll ih re besondere Verbindung zu den Völkern Ost­
europas auf wirtschaftlichem, politischem und kulturellem Gebiet 
entwickeln und vertiefen . Die Verbindungen zur EG werden dabei 
eine wichtige Rolle spielen. D1e Reg1erung der DDR würde eme bal­
dige stufenweise Erweiterung der EG begrüßen. 
Die Schaffung der Einheit Deutschlands ist verbunden mit der 
Durchsatzung von Menschenrechten. Der neue Patriotismus soll 
daher Ausdruck dafur sein, daß wir fü r Grund- und Menschen­
rechte eintreten. Deshalb werden wir der europäischen Menschen­
rechtskonvention beitreten. Wir werden auch um die Teilnahme 
der DDR an den Beratungen des Europarates ersuchen. 
Bis zur Vereinigung Deutschlands wird die DDR-Regierung über 
d1e Ausdehnung der EG auf d1e heutige DDR verhandeln. Dabei 
wird es unser Ziel sein, die Festlegung von Fristen bis zur vollen 
Ubernahme der Vertragsverpflichtungen und - rechte zu erreichen. 
D1es ist besonders wichtig für unsere Landwirtschaft, für das 
Steuersystem und 1m Bereich der_sozialen und ökologischen Nor­
men. 
Für d1e bestehenden Außenhandelsverpflichtungen der DDR, ins­
besondere mit der Sowjetunion, müssen l,.ösungen zur Garantie 
der Vertragstreue der DDR gefunden werden, die vor allem zu einer 
Stabilisierung und Stärkung der Verhältnisse- in Mittel- und Ost­
europa beitragen. Ich möchte dies hier noch einmal ausdrücklich 
betonen : Unsere Außenhandelsverpflichtungen mit der Sowjet­
union werden strikt eingehalten und im Sinne der Vertragstreue in 
em geeintes Deutschland einfließen. 
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in der Weit fördern. Ein geeignetes Mittel dafür s1nd die Beratun­
gen im Rahmen der Europäischen Polit ischen Zusammenarbeit. 
Wir werden den Antrag stellen, an diesen Beratungen teilzu­
nehmen. 
W1r wollen zu emem Friedensprozeß im Nahen Osten beitragen, 
der das Selbstbestimmungsrecht aller dort lebenden Volker 
·achtet. . 
Die Beendigung des Ost-West-Konfliktes macht sichtbare Fort­
schritte. Dies verpflichtet uns, dem Nord-Süd- Konflikt unsere voll,e 
Aufmerksamkeit zu w1dmen. Sicher haben wir Probleme, aber sie 
smd klein im Vergleich zu den Sorgen und Nöten der Menschen in 
den Entwicklungsländern. · W ir fühlen uns solidarisch mit den 
Menschen m der Dntten W eit und hoffen auf ein partnerschaft­
llches Miteinander. Gerade nach den hinter uns liegenden Ereignis­
sen ist es f ür uns von besonderer Bedeutung, die Botschaft vori 
sozialer Gerechtigkeit und Demokratie auch m den Landern zu 
unterstützen, m1t denen wir schon b1sher zusammengearbeitet 
haben. Daher haben für uns Wi rtschaftliche, medizinische und 
soziale Projekte Vorrang. 
Die wirtschaftliche Zusammenarbeit der DDR w ird sich überall auf 
der Weit in einer zunehmenden Kooperation m1t ahnllch'en Projek­
ten und Stellen der Bundesrepublik Deutschland entwickeln. Paral­
lel zum Vereinigungsprozeß der be1den Staaten in Deutschland 
w ird es zu einer Verschmelzung des deutsch-deutschen Engage­
ments in den Ländern der Dritten Weit kommen. Unser Ziel muß 
langfristig eine gerechte Weltwirtschaftsordnung sein, die al len 
Menschen eine wirtschaftl iche Zukunft und eire soziale Perspek­
tive gibt. 

M eine Damen und Herren I 
Das Programm dieser Regierung der demokratischen M itte ist 
anspruchsvoll. Wir w1ssen, daß wir einen mühsamen W eg vor uns 
haben. Keme Regierung kann Wunder vollbringen, aber wir werd~n 
das M ögliche m1t aller Kraft anstreben. Wenn wir das uns Mögliche 
er~ennen und m1t Nüchternheit und Umsicht Schritt für Schritt ver­
w irklichen, dann können wir die Grundlagen für eine bessere 
Zukunft der Menschen in unserem Land legen. Wir bauen dabei auf 
die Unterstutzung, den Mut und die Tatkraft aller Bürger. 
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